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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Interkantonale Zusammenarbeit

Die vier Staaten Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Schweiz schlossen am 23.
Januar einen "Karlsruher Abkommen" genannten Staatsvertrag ab, welcher die
Zusammenarbeit zwischen kommunalen und regionalen Gebietskdrperschaften in den
Grenzregionen erleichtern soll. Das Vertragsgebiet umfasst Luxemburg, die
franzésischen Regionen Lothringen und Elsass, die deutschen Bundeslander Saarland,
Rheinland-Pfalz und Baden-Wurttemberg sowie die Kantone Aargau, Basel-Land, Basel-
Stadt, Jura und Solothurn. Als wichtigste Neuerung erhalten die Gemeinden dieser
Regionen die Kompetenz, ohne vorherige Bewilligung durch tbergeordnete Instanzen
grenzlberschreitende  Zusammenarbeitsvertrage  abzuschliessen und  bereits
bestehenden Zweckverbanden beizutreten. '

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. EIf Kantone (notwendig fir ein Kantonsreferendum wéren acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung tUber das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach fur die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfélle bringen wurde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht.

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)

Territorialfragen

In der Nordwestschweiz lancierten vier kantonale Parlamentarier aus Basel-Stadt,
Basel-Land, Aargau und Solothurn die Idee eines neuen Kantons, der die beiden Basel,
das aargauische Fricktal und die solothurnischen Bezirke Dorneck und Thierstein
umfassen soll. In Basel-Stadt fand der Vorschlag eine gute Aufnahme: mehr als die
Halfte der Mitglieder des Grossen Rates unterzeichneten eine Motion, welche von der
Regierung die Einleitung entsprechender Schritte verlangt. Diese zeigte sich allerdings
sehr zurtckhaltend und meinte, der Anstoss dazu musste von den anderen involvierten
Kantonen ausgehen. Sie schlug vor, den Vorstoss als Postulat zu Gberweisen und damit
die grundséatzliche Bereitschaft zu einer Fusion anzuzeigen, ohne aber selbst dazu die
Initiative zu ergreifen. Der Grosse Rat schloss sich dieser Meinung an. Die Regierungen
der drei anderen Kantone sprachen sich gegen entsprechende, von Vertretern der
Grinen eingereichte Motionen aus und empfahlen, die kantonale und
grenzUberschreitende Zusammenarbeit auszubauen. In den Parlamenten dieser
Kantone wurden die Vorstdsse mit sehr deutlichen Mehrheiten abgelehnt. ®

Die Regierung des Kantons Basel-Land empfahl die Ablehnung aller vier im Vorjahr
eingereichten Volksinitiativen fir eine Neuregelung der Zusammenarbeit mit Basel-
Stadt. Die eine, von der SVP stammend, hatte eine Einschréankung, die drei anderen,
Jubildumsinitiativen genannt, eine Ausweitung der Zusammenarbeit verlangt. *
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.05.2004
HANS HIRTER

Wie von Parlament und Regierung empfohlen, lehnten die Stimmberechtigten des
Kantons Basel-Land drei Volksinitiativen fiir eine Neuregelung der Zusammenarbeit
mit Basel-Stadt ab. Diejenige der SVP, welche eine Einschrédnkung der Zusammenarbeit
zur Folge gehabt hatte, vereinigte 26% Ja-Stimmen auf sich, diejenigen, welche eine
gemeinsame Spitalverwaltung resp. eine Fusion der Polizei- und Feuerwehrorganisation
verlangten, deren 33% resp. 31%. Diese beiden letzteren Volksbegehren waren auch in
Basel-Stadt eingereicht worden, wo sie vom Volk mit sehr klaren Mehrheiten
angenommen wurden (85% resp. 84%). Eine dritte Volksinitiative aus dem Paket fur
eine engere Zusammenarbeit, sie verlangt fur die beiden Kantone ein einheitliches
Bildungssystem, kam in Basel-Land noch nicht zur Abstimmung. Die Kantonsregierung
war im FrUhjahr von ihrer urspringlich ablehnenden Haltung abgertckt, und der
Landrat hatte auf ihren Antrag die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags beschlossen.
Dieser soll, wie bereits friher von einer Standesinitiative von Basel-Land gefordert, eine
nationale Bildungsharmonisierung zum Ziel haben. °
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